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1 Einleitung

Das Thema Staatsverschuldung steht nicht erst seit heute im Mittelpunkt der 
öffentlichen Diskussion. Sowohl die Expansion der öffentlichen Kreditaufnahme 
als auch die Strategien zu ihrer Eindämmung – über eine nachhaltige Konsoli-
dierung der staatlichen Haushalte – sind Gegenstand einer langen wissenschaft-
lichen wie auch politischen Debatte. Gleichwohl erlebt das Thema gegenwärtig 
in Deutschland zu Recht eine Renaissance. Dafür gibt es gleich mehrere handfeste 
Gründe. Die finanzielle Lage der öffentlichen Haushalte hat sich seit Beginn der 
neunziger Jahre deutlich verschlechtert, und das nicht nur einigungsbedingt. Sie 
kann inzwischen – trotz der aktuell zu beobachtenden konjunkturellen Konsoli-
dierungseffekte – als besorgniserregend eingestuft werden. Seit dem Jahr 2000 
ist die öffentliche Kreditaufnahme deutlich gestiegen. Dazu haben die konjunk-
turbedingten Steuerausfälle in den ersten Jahren der Dekade ebenso beigetragen 
wie die mangelnde politische Bereitschaft zur nachhaltigen Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte. So hatte die Bundesrepublik Deutschland mit dem abge-
laufenen Haushaltsjahr 2005 gleich zum vierten Mal hintereinander gegen die 
Verschuldungsgrenzen des Maastrichter Vertrags verstoßen. Auch wenn die 
Neuverschuldung im Jahr 2006 aufgrund der konjunkturellen Belebung erstmals 
seit fünf Jahren die kritische Maastricht-Grenze von 3 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP) nach der jüngsten IW-Prognose deutlich unterschreiten wird, ist 
das allenfalls ein Zwischenerfolg. Aufgrund der Neuverschuldung in den Jahren 
zuvor, die seit 2002 jeweils über der 3-Prozent-Marke lag, ist das Niveau der 
Staatsverschuldung inzwischen von 60,3 Prozent der gesamtwirtschaftlichen 
Leistung im Jahr 2002 auf 67,9 Prozent im Jahr 2005 geklettert. Nach Berech-
nungen des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (SVR) hat der Schuldenstand diese Marke auch im Haushaltsjahr 
2006 nicht wieder unterschritten (SVR, 2006, Ziff. 379). Damit lagen die Staats-
schulden der Bundesrepublik zum Jahresende 2006 wie im Vorjahr um knapp  
8 Prozentpunkte über der erlaubten Verschuldungsgrenze des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts.

Wie im Einzelnen noch dokumentiert wird, hat die hohe Verschuldungsdyna-
mik der öffentlichen Haushalte der vergangenen Jahre dazu geführt, dass die 
Bundesrepublik Deutschland seit 2003 auch im Vergleich zu den meisten Euro-
Mitgliedstaaten ein höheres Verschuldungsniveau aufweist. Sie reiht sich damit 
in die Gruppe der Länder ein, die den notwendigen Konsolidierungsprozess über 


